Dokumentation der Workshops im Rahmen der 

2. Regionalkonferenz des LAP OPR

Workshop 1: Jugend im öffentlichen Raum 

· aus der Perspektive von Jugendarbeit und Polizei – 

Input: Herr Trypke (Mobile Jugendarbeit) / Herr Patschewitz (Polizei), 

Moderation: C. Hiller (SPI, Coach LAP)

Beschreibung des Workshop-Themas:

Die Arbeit des Workshops fußt auf der Annahme, dass kriminalitätsgefährdete Jugendliche und junge Erwachsene, Cliquen im öffentlichen Raum kaum mehr von Angeboten der Jugendarbeit erreicht werden bzw. immer weniger Angebote überhaupt bestehen. Damit fehlt nicht nur eine fachliche Auseinandersetzung sondern auch Wissen über diese jungen Menschen, deren Aufenthaltsorte und Möglichkeiten der Ansprache. Gleichzeitig sind bestimmte Aufgaben (z.B. Ansprache, Kontrolle aber auch Kontaktperson sein) mittlerweile in das polizeiliche Tätigkeitsfeld übergegangen. Wie lassen sich die Wissensbestände der beiden Berufsgruppen zusammen bringen? Wie funktioniert Kooperation zwischen den Berufsgruppen? Wo gibt es Optimierungs- und Unterstützungsbedarfe? 

Arbeitsaufgaben

1.) Situationsanalyse: Informationen zu kriminalitätsgefährdeten Jugendlichen im Landkreis aus der Perspektive der Jugendarbeit und Polizei (Aufenthaltsorte, Gefährdungslage, Lebenssituation, Bedarfe…)

2.) Welche Ziele lassen sich darauf aufbauend in Bezug auf die Arbeit mit den Jugendlichen benennen?

3.) (Wie) funktionieren Kooperationen zwischen den verschiedenen Berufsgruppen? Welche Bedarfe in Bezug auf eine Optimierung dieser Kooperationen sind zu erkennen?

4.) Anforderungen an die Rahmenbedingungen der Arbeit mit dieser Zielgruppe

Dokumentation

Zur Lagebeschreibung durch die Polizei gehörte die Feststellung, dass es in den letzten Jahren durchaus merkbare Erfolge der intensiven Arbeit vor Ort festzustellen sind. Dies gilt vor allem für Wittstock, wo – zumindest die öffentliche Präsenz – rechtsextremer Kräfte deutlich nachgelassen, was u.a. auf die konsequente Repressionsstrategie zurückgeführt wird. Mit dem weitgehenden Verschwinden der sichtbaren Phänomene ist die Arbeit zwar noch längst nicht abgeschlossen, ein Erfolg ist jedoch, dass es Trittbrettfahrer deutlich schwer haben, an den öffentlichen Aktionen Rechtsextremer anzudocken. 

Eine weitere Beobachtung war allerdings, dass insgesamt eine Verrohung unter jungen Menschen, eine höhere Gewaltbereitschaft, auch Fatalismus in Bezug auf die eigene Situation und die Situation anderer zu verzeichnen ist. Auch Berufsvertreter/innen der Ordnungsmacht können kaum noch mit Respekt rechnen. 

Die Jugendarbeit stellte heraus, dass der ländliche Raum seine eigenen Strukturen hat, die berücksichtigt werden müssen, wenn Maßnahmen ergriffen werden. Jugendliche nehmen von Erwachsenen Vorurteile auf und reproduzieren diese in der Schule. Es gibt nicht nur Ausgrenzungstendenzen gegenüber Menschen aus anderen Kulturen, sondern auch Diskriminierungen aufgrund prekärer sozialer Lagen. Die rechtsextreme Szene bietet Anerkennung und funktioniert sektenähnlich: Jugendliche werden wie in einem Ritual aufgenommen, das signalisiert Zusammenhalt. Musik fungiert als Transportmedium der Ideologie. Der Verfolgungsdruck durch die Polizei ist zwar sehr hoch, das allein kann das Problem aber nicht lösen. Eine stärkere Kooperation unter Institutionen, Polizei und Zivilgesellschaft ist nötig.  

Ein interessantes Ergebnis dieses Workshops war – durchaus überraschend – die Feststellung aller Beteiligten, dass Elternarbeit wesentlich stärker zum Bestandteil der Arbeit beider Berufsgruppen werden sollte. In diesem Zusammenhang wurde angemerkt, dass der Einbezug von Eltern in die Arbeit von Polizei und Jugendarbeit eher nicht als separates Projekt erfolgen, sondern vielmehr begleitender Bestandteil der Alltagsarbeit werden sollte, in den investiert  muss. 

Demokratieförderung – Werte vermitteln – wurde auch für die Polizei als eine wichtige Aufgabe benannt.

Eine Frage, die sich vor allem der Jugendsozialarbeit stellte: Wie kann damit umgegangen werden, wenn Rechtsextreme Jugendeinrichtungen frequentieren? Hier gibt es Fortbildungsbedarfe.

Diskutiert wurde der allgemeine Ansatz der offenen Jugendarbeit, es erfolgte eine kritische Beleuchtung. Im Zusammenhang mit der Frage, was – welche Ansätze in Bezug auf die Arbeit mit den genannten Zielgruppen wirklich Erfolg versprechend sein kann, wurden u.a. schul- und arbeitsweltbezogene Angebote, wie 2. Chance-Projekte, Berufspatenschaften etc. in enger Zusammenarbeit mit der offenen Jugendarbeit herausgearbeitet. 

Viel wurde über die Rahmenbedingungen der Jugend(sozial)arbeit gesprochen. Zu viel Bürokratie lähmt die Arbeit bei begrenzten Ressourcen. Es kann nicht mehr schnell reagiert werden, wenn Projektförderung zunehmend komplizierter wird. Auch die LAPs sind von der Programmanlage her zeitlich wenig flexibel.

Zu den Rahmenbedingungen gehört auch, die Grenzen der eigenen Arbeit zu erkennen und zu vertreten, um Selbstüberforderungen zu vermeiden und sich auf Kernaufgaben konzentrieren zu können. In diesem Zusammenhang wurde auf die Bedeutung einer Kontinuität  in der Jugendarbeit für die Motivation der Mitarbeiter/innen vor allem aber und für die Qualität der Arbeit hingewiesen. Man muss Verlässlichkeit signalisieren können, wenn man Beziehungsarbeit betreiben möchte. Ein Planungshorizont ist auch für die Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern wichtig – auf wen kann man bauen? Eine große Frage für die anwesenden Jugendarbeiter/innen war: Was kommt nach 2009? Das 610er-Stellen-Programm läuft aus – damit werden erwartbar bewährte Kräfte verloren gehen, wenn nicht frühzeitig entsprechende Signale geschaltet werden. Wird zu lange gewartet, müssen alle bewährten Strukturen zwangsläufig zusammenbrechen, alles muss auf Neustart gehen. Auch bereits eingegangene Kooperationen müssen völlig neu gestaltet werden, wenn die Fachkräfte erst weggehen. 

Deutlich wurde, dass solche Perspektiven für Sozial- und Jugendarbeit nicht durch einen LAP geschaffen werden können. Wohl aber könnten Foren geschaffen werden, um entsprechende Lösungsansätze zu diskutieren und Prozesse zu begleiten.

Zur Kooperation zwischen Polizei und Jugendarbeit wurde festgestellt, dass es in diesem Bereich noch durchaus Optimierungspotenziale gibt. Schon die unterschiedlichen Anforderungen und auch Aufgaben beider Berufsgruppen setzen einer optimalen Kooperation durchaus strukturelle Grenzen. Denkbar wäre dennoch ein Projektansatz im Rahmen des LAPs, der sich mit der Ausgestaltung der Kooperationen zwischen den Berufsgruppen widmet, um bessere Informationskanäle zu gestalten ohne die Autonomieansprüche der jeweiligen Disziplinen zu gefährden.  

Workshop 2: Jugend in Ausbildungs- und

(Qualifizierungs-) Maßnahmen

Input / Moderation: Z. Mamutovic

Beschreibung des Workshop-Themas:

Für dieses Arbeitsfeld gab es (im Rahmen des LAP) bislang nur ein Projekt, das aber wichtige Erfahrungen in Bezug auf die Möglichkeiten und Bedingungen der Bildungsarbeit mit der Zielgruppe und den Institutionen der Berufsausbildung bzw. von Qualifizierungsmaßnahmen gesammelt hat.

Der Workshop baut auf einen Input der Projektleiterin des Bildungsteams Berlin-Brandenburg, in Form eines Erfahrungsberichtes: Wie lassen sich die Möglichkeiten und Bedarfe der Zielgruppe „bildungsbenachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene“ in (berufs)qualifizierenden Maßnahmen beschreiben? Was und wie (inhaltlich/ methodisch) kann sinnvoll gearbeitet werden? Welche Bedeutung hat die Institution selbst (Kooperation mit Ausbildern/ Lehrern, Sozialisationsbedingungen…). 

Arbeitsaufgaben:

1) Welche Bedarfe lassen sich in Bezug auf die Arbeit mit „bildungsarmen“ Jugendlichen erkennen?

2) Anforderungen an die Rahmenbedingungen der Arbeit mit dieser Zielgruppe

3) Wie könnte ein Einbezug von Ausbildungsinstitutionen aussehen, der über ein punktuelles Projekt hinausgeht?

Dokumentation

Dieser Workshop baut auf die Vorstellung des Projekts: "Diversity Erleben"  Vielfalt und Toleranz in der Ausbildung und unter Erwerbslosen des Bildungsteams Berlin-Brandenburg. Es wurden Einblicke in die Arbeit mit den Zielgruppen und den Ausbildungsinstitutionen gegeben. 

Das Projekt 

Das Projekt des Bildungsteam hat sich der Arbeit mit einer wichtigen Zielgruppe verschrieben; Auszubildenden  bzw. Jugendlichen und jungen Erwachsenen in berufsqualifizierenden Maßnahmen. Die engagierten Teamer/innen haben im Frühjahr 2008 mit insgesamt sieben Gruppen einer berufsvorbereitenden Maßnahme in Dabergotz einwöchige Seminare zu unterschiedlichen Themen durchgeführt. 

Der Ansatz der politischen Bildung baut auf das Konzept des „Diversity-Trainings“, bei dem es vor allem darum geht, mit Differenz verschiedenster Art umzugehen, den Wert von Vielfalt im sozialen Leben – insbesondere die Bedeutung des kompetenten Umgangs mit Unterschieden in der Arbeitswelt zu thematisieren bzw. erfahrbar zu machen.  

Jugendliche und Heranwachsende sind oft stark an ihren Herkunftskontext gebunden. Immer wieder führen die Ablehnung anderer Lebensweisen oder Herkünfte und das Gefühl, selbst anderswo fremd zu sein, zum Abbruch von Ausbildungen oder zur Ablehnung einer Arbeitsstelle. Mehr und mehr Unternehmen setzen aber auf eine Vielfalt in ihrer Belegschaft. ArbeitnehmerInnen sind gefordert, ihre unterschiedlichen Fähigkeiten einzubringen und gerade ihre Verschiedenheit produktiv zu machen. Diese Diversity-Kompetenz gilt als Schlüsselkompetenz. […] Unterschiedlichkeit soll als interessant und nicht bedrohlich erlebbar werden. Mittels Kooperationsübungen aus dem Interkulturellen Lernen entdecken die Teilnehmenden ihre unterschiedlichen Qualitäten und Fähigkeiten. Sie lernen, sich zu ergänzen, im Team zu arbeiten, und erleben so die Produktivität von Diversity. 

Eine Besonderheit der Seminare besteht in der thematischen Offenheit der Module. Die Jugendlichen Teilnehmer/innen können und sollen selbst entscheiden, welche Inhalte sie besonders interessieren, zu welchen Themen sie arbeiten möchten. Grobe Themencluster stehen zur Auswahl: 

· Kultur: Werte und Normen verschiedener Kulturen, 

· Religion: Religionen kennen lernen, interreligiöser Dialog

· Rassismus und Rechtsextremismus:  Rassismus in der Gesellschaft, rechtsextreme Ideologien

· Ost-West: Herkunft als Teil der Identität, Vorurteile über Ost- und Westdeutsche 

· Geschlechterrollen und Lebensweisen: Geschlechter-Normen, 

· Demokratie lernen: demokratisches Handeln

· Begegnung: zwischen unterschiedlichen Gruppen (Ost - West)

Die zweite Besonderheit: Die Wahl eines der vorgeschlagenen Themenclusters schließt eine Bearbeitung anderer Themen, die sich im Laufe eines Seminars als für die Teilnehmenden besonders wichtig bzw. interessant erweisen, nicht aus. Es geht vielmehr darum, situationsadäquate Inhalte und Methoden für die jeweilige Gruppe zu finden und umzusetzen. 

Junge Menschen in strukturschwachen Regionen sind benachteiligt, wenn es um die Entwicklung einer Arbeits- und Lebensperspektive in der Region geht. Insbesondere Jugendliche in berufsvorbereitenden Maßnahmen blicken noch dazu nicht selten auf eine gebrochene Schulkarriere zurück und müssen sich mit einer sehr unsicheren Lebensperspektive auseinandersetzen. Für viele wird die Option, die Region zu verlassen und ihre berufliche Erfüllung andernorts zu finden, nicht bestehen. Perspektivlosigkeit führt nicht selten zu Verunsicherung und Frustration, Angst und Abneigung gegenüber Fremdem und „der Fremde“ im Allgemeinen. Das Gefühl, „übrig“ zu bleiben, vermindert das Selbstkonzept und kann das Bedürfnis befördern, sich selbst über die Zugehörigkeit zu Cliquen zu definieren, sich vor allem unter „Gleichen“ sicher zu fühlen. 

Politische Bildung steht hier u.a. vor der Herausforderung, Angst oder Ressentiments gegenüber dem Anderssein abzubauen; Verschiedenheit auszuhalten, zu akzeptieren und sogar den Wert von Differenz zu erkennen. 

Die Mitarbeiter/innen des Bildungsteams standen vor der Aufgabe, diese Anforderungen zu erkennen mitunter situativ darauf zu reagieren. Basierend auf den Erfahrungen mit den jeweiligen Gruppen wurde das Seminarkonzept in verschiedenen Punkten modifiziert. Man verzichtete bewusst auf die Komponente der „Begegnung“ mit Gruppen aus Berlin wie auch der Ausbildung von Mentor/innen, da beides nach den Einschätzungen der Teamer/innen weder den Bedürfnissen noch den Möglichkeiten der Teilnehmenden entsprach. Demgegenüber wurde verstärkt soziales Lernen mit dem Fokus der Ausbildung von kooperativem Lernen, also Gruppenkompetenz gefördert. Diversity bedarf nicht unbedingt der Begegnung mit dem Fremden; es können ebenso Unterschiede und Gemeinsames gruppeninhärent thematisiert und geübt werden. In den Seminaren kamen neben der inhaltlichen Auseinandersetzung mit den jeweiligen Themenblöcken, insbesondere kooperative Übungen zum Einsatz, in denen eine spielerische Auseinandersetzung mit den Anforderungen an gelungene Kooperationen wie der Auseinandersetzung mit Konflikten erfolgte. 

Inhaltlich hatten die Seminare zwei Schwerpunkte: die Teilnehmer/innen entschiedenen sich vor allem für die beiden Themenblöcke Rechtsextremismus /Rassismus sowie „Ost-West“ - Herkunft und Identität. Beide Themen schienen für sie (aus unterschiedlichen Gründen) relevant, obgleich die Auseinandersetzung mit den Themen im Seminar nach Einschätzung der Teamer/innen nicht immer einfach war. 

Diese Arbeit erfordert – so die Erfahrungen

Zum Abschluss der Seminare erhalten die Teilnehmer/innen ein Zertifikat, das auch für die Bewerbungsmappe gedacht ist.

Die Diskussion

In Bezug auf die Frage der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit wurde zunächst diskutiert, inwieweit rechtsextrem orientierte Jugendliche Teilnehmer solcher Veranstaltungen sind bzw. sein können. Weiterer Diskussionspunkt war das Modell der Zertifizierung. Interessant ist der Hinweis auf einen möglichen Widerspruch: Die Beurteilung moralischer Werte nach Leistungskriterien. Ebenfalls interessant war die frage, ob davon ausgegangen werden kann, dass die Unternehmen, die Arbeitswelt, für die ja auch qualifiziert wird, tatsächlich durchweg "Vielfalt" und "Toleranz" u.ä. wollen und belohnen. Zu fragen wäre, ob diese Arbeitswelt nicht sehr viel widersprüchlicher funktionalisiert und mit welchen Konzepten bzw. Konzepterweiterungen der politischen Bildungsarbeit darauf eingegangen werden kann. 
Einige Teilnehmer/innen hatten in Bezug auf das angekündigte Thema des Workshops andere Erwartungen, was auch mit der missverständlichen Ankündigung im Tagungsprogramm zusammen hing. Sie interessierten sich eher für das Thema der beruflichen Qualifizierung und wiesen auf das Problem der fehlenden Zukunftserwartungen hin. Das Projekt des Bildungsteams versteht sich, wie viele Anbieter solcher Bildungsveranstaltungen – demgegenüber vorrangig als Unternehmen politischer Bildung. In diesem Zusammenhang wurde weiterhin die Frage diskutiert, ob das Konzept politischer Bildung nicht gerade um solche Aspekte beruflicher bzw. berufsbezogener Qualifizierungen erweitern sollte.

Workshop 3: Schulnahe Ansätze

Input / Moderation: Frau Rochow (Fontane Schule Neuruppin, Schulsozialarbeit), Frau Ute Müller (RAA Neuruppin)

Beschreibung des Workshop-Themas:

Es geht um die Ermöglichung von Projekten, die nicht notwendiger Weise mit der Institution Schule selbst (da gibt es bereits einiges) durchgeführt werden, sondern die sich auf die Verbesserung von Angeboten im schulnahen Raum (Freizeit) bzw. auf den Aspekt des sozialen Klimas konzentrieren. Insbesondere geht es um die Unterstützung von Schulsozialarbeit, um Schüler/innen, die sich im Rahmen von Projekten selbst für ein Thema engagieren möchten und um den Einbezug von Eltern u.a., die bei der Umsetzung unterstützen bzw. auch eigene Anliegen thematisieren. Es könnten so in Ergänzung der Landkreisstrategie auch lokal/ sozialraumspezifische Themen, Zugänge und Projektformate erarbeitet werden.

Arbeitsaufgaben 

1.) Herausarbeiten der Bedarfe im Bereich Schulsozialarbeit (Projektthemen, Kooperation mit Eltern; z.B. Unterstützung bei der Stärkung von Erziehungskompetenzen …) 

2.) Eruieren der Interessen von Schüler/innen und deren Unterstützungsbedarfe.

3.) Wie können Eltern u. andere interessierte Personen im Umfeld von Schule einbezogen werden? Wie kann der LAP unterstützen?

Dokumentation

Bevor sich die Teilnehmer/innen über neue Ansätze und Projektideen verständigten, wurde in einer interessanten Diskussion über die Frage der Kontinuität vorhandener Angebote nachgedacht. Hier fiel die Beobachtung auf, dass diese wichtige Kontinuität  in verschiedenen Bereichen bedroht oder beites nicht mehr gegeben ist. Beratungsstellen werden abgebaut, Personalstellen eingespart, auch andere Projekte haben eine ungewisse Zukunft. Damit drohen die verlässlichen Beratungs- und Vermittlungsangebote, die Anlaufstellen für Eltern und Familien wegzubrechen oder zumindest an Qualität einzubüßen. Wichtige Unterstützungsmöglichkeiten bei der Erziehung würden somit nicht mehr gewährleistet sein. Wenn also über neue Projekte nachgedacht wird, darf gleichzeitig die Absicherung bestehender Strukturen nicht aus dem Blick geraten.

In diesem Zusammenhang ist die Sozialarbeit an Schulen ein unverzichtbares Element von Prävention – es sollte an jeder Schule angeboten werden. Für diese Anspruchsvolle Arbeit sind entsprechende Rahmenbedingungen wünschenswert – mindestens zwei Personen sollten als Ansprechpartner jeder Schule zu Verfügung stehen. Schulsozialarbeit trägt zur Entspannung im Schulalltag bei, ist eine Entlastung für Lehrende und eine Unterstützung von Familien. 

Netzwerke für Eltern müssen enger gestrickt werden, Netzwerke für Eltern und Kinder – Strukturen, die Familien stützen, entlasten und gleichzeitig einbinden. Insgesamt könnte das bestehende Beratungssystem für Eltern verbessert werden

Lehrerfortbildungen zum Demokratieverständnis sind wichtig. Genannt wurde das Beispiel der Initiierung eines Klassenrates, Wahlen zu Schülersprechern etc.. Solche Prozesse benötigen auch Zeit und einen angemessenen Rahmen. Lehrer/innen können durch Fortbildungen bei dieser wichtigen Aufgabe unterstütz werden. 

Anti-Mobbing-Projekte sollten bereits im Übergang von Kita zur Schule bzw. von Grundschule auf weiterführende Schulstufen angeboten werden, da Kinder bereits im Vorfeld lernen sollten, gewaltfrei mit Konflikten umzugehen.

Familienpartnerschaften sind eine gute Möglichkeit, familienfördernd und -unterstützend zu wirken. Für Familien mit Kleinkindern gibt es solche Angebote, die entsprechend ausgeweitet werden könnten. Es geht insbesondere um Familien in prekären Lebenslagen. Diese haben mitunter große Berührungsängste im Kontakt mit externen Stellen, was dazu führen kann, dass Hilfestellungen nicht angenommen, Behördengänge vermieden werden und so Gefährdungspotenziale entstehen. Mit der Vermittlung und Begleitung von Patenschaften für solche Familien könnte hier ein niedrigschwelliges Unterstützungsangebot vorgehalten werden.

Intensive Beziehungsarbeit mit Jugendlichen – ein wichtiger Faktor bei der Werteerziehung. Es geht um die Stärkung der Kommunikation in den Familien und zwischen Lehrern und Schülern – zwischen allen Partnern, mit denen Kinder und Jugendliche zu tun haben. Als positives Beispiel für einen kreativen Kommunikationsprozess wurden die Theaterwerkstätten genannt.

Die Institution Schule hat ein großes Potenzial, die Kreativität von Schülern heraus zu finden. Diese könnte im weiteren Umfeld von Schule mehr gefördert werden. Es geht um den Transfer von Engagement durch Schulen in das Schulumfeld, in das Gemeinwesen. Erfahrungsgespräche haben gezeigt, dass es vor allem darum geht, gemeinsame Erlebnisse zu ermöglichen mit Eltern und deren Kindern; Kommunikation und Beziehungsarbeit und damit auch Werteerziehung zu fördern. Eltern sollten motiviert werden, auch an Aktionen der Kitas und Schulen mit zu arbeiten, die auch in die Gemeinwesen abstrahlen.

Schließlich wurde eine wichtige, konkrete Anregung in Bezug auf die Anlage von Projekten benannt: Viele Projekte sehen sich genötigt, ihren Bedarf über die Höhe von Teilnehmerzahlen zu legitimieren. Viele Teilnehmer bedeutet eine gute Maßnahme, die wieder gefördert werden kann. Allerdings hat die Anzahl nicht unbedingt etwas mit Qualität zu tun. Mitunter ist es sogar sinnvoller, Projekte eher auf Einzelförderung oder kleinere Gruppen hin zu gestalten, damit die individuelle Förderung erfolgen kann. 

Bedauerlich war, dass keine Beteiligung von Jugendlichen/ Schülerinnen an der Konferenz/ an der Arbeit im Workshop vorlag.

Workshop 4: Das Potenzial regionaler Vereine

Input / Moderation: MBT Neuruppin -  G. Schlamann / N. Scuteri

Beschreibung des Workshop-Themas:

Regionale Vereine im ländlichen und kleinstädtischen Raum erschließen einen guten Zugang zu sehr unterschiedlichen Zielgruppen. Viele Vereine haben ein interessantes Spektrum an Aktivitäten – auch für und mit Jugendlichen bzw. profitieren von der intergenerativen Zusammensetzung. Welchen Bedrohungen sehen sich diese Vereine in Bezug auf die Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit ausgesetzt? Welche Potentiale könnten hier in der Auseinandersetzung mit den Zielen des LAP weiterhin nutzbar gemacht werden? 

Arbeitsaufgaben:

1.) Welche Potentiale haben Vereine in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus/ Fremdenfeindlichkeit bzw. in der Einübung von demokratischen Verhaltensweisen?

2.) Welche Interessen/ Bedarfe haben die Vereine selbst und wie ließen sich diese umsetzen?

3.) Wie lassen sich Vereine näher an die Unterstützungsmöglichkeiten des LAP heranführen? 

Dokumentation
Das Gefährdungspotenzial

Am Beginn der Diskussion stand die Frage, welches Gefährdungspotential für Vereine besteht, von Rechtsextremen unterwandert zu werden. Beispiele wurden aus den Bereichen Freiwillige Feuerwehr und Sport – hier vor allem den Fußballvereinen benannt. In letzteren Vereinen engagieren sich häufiger Rechtsextreme z.B als Spieler oder als Sponsoren. Als Finanziers sind sie in der Lage, sich Einfluss zu erkaufen, das Vereinsleben und die Aktivitäten der Vereine können als Podium für deren Botschaften instrumentalisiert werden. 

Die Interaktionsdichte in Vereinen eröffnet weiterhin die Möglichkeit, auch subversiv unter den Mitgliedern rechtsextremes Gedankengut zu verbreiten. In Vereinen können die Rechtsextremen das Ohr nah an den Bürgern und deren Anliegen haben. Sie können schnell erkennen, wo der „Schuh drückt“ und sich dieser Sorgen vermeintlich annehmen, um Kontakte herzustellen und ihre Inhalte zu verbreiten. 

Viele Vereine haben hierarchische Strukturen, was für Rechtsextreme wichtig ist. Denn Vereine bieten gleichsam die Möglichkeit von „Karrieren“ – es besteht die Möglichkeit, sich schnell in vorteilhafte Positionen zu bringen, wenn man nur bereit ist, Verantwortung zu übernehmen. Die Anfälligkeit der Vereine für solche Entwicklungen besteht demnach auch darin, dass die Bereitschaft anderer Akteure zur Verantwortungsübernahme mitunter zu schwach ist.  

Die Freiwillige Feuerwehr ist für Rechtsextreme besonders interessant. Hier wurden verschiedene Faktoren als ursächlich benannt: die klaren Hierarchien, Regelungen, Uniformen, der Kameradschaftsgedanke, aber vor allem auch bestimmte Geselligkeitsformen, die Dominanz von Männern bzw. Männlichkeitsbildern. 

Präventionsmöglichkeiten

Aufbauend auf diese Analyse wurde der Frage nachgegangen, was von und mit den Vereinen im Rahmen von Prävention unternommen werden kann, welche Möglichkeiten des Umgangs mit diesen Gefährdungen erkennbar sind.

Vereine haben die Möglichkeit, sich umfassend zu informieren, die entsprechenden Angebote an Beratung und Information bestehen im Landkreis und darüber hinaus. Es besteht weiterhin die Möglichkeit, Informationsveranstaltungen zum Thema  Rechtsextremismus für Vereinsmitglieder zu organisieren. Überhaupt sollte das Thema angesprochen werden - Kommunikation vor allem mit Jugendlichen und Kindern ist wichtig. Ebenso bedeutsam ist es, Anerkennungsdefizite abzubauen, kreative Angebote zu machen um junge und alte Menschen zu integrieren, zu fördern und über Engagement zu mehr Anerkennung zu verhelfen. 

Es ist wichtig, dass Vereine für sich und in der Außendarstellung eine klare Haltung gegenüber dem Thema erarbeiten; ein Selbstverständnis, das als Orientierung und als Bezugsrahmen dient. 

Ebenso wichtig ist es, sich im Vereinsleben nicht „einzuigeln“ – es gibt viele Initiativen, Ansätze zivilgesellschaftlichen Engagements, wo sich Vereine einbringen können. 

Vereine sind hierarchisch aufgebaut, wie oben aufgeführt liegen hier auf Gefahren begründet. Es sollte auch eine Auseinandersetzungen darüber stattfinden, wie eine demokratische Diskussionskultur etabliert werden kann, wo demokratische Potenziale im Vereinsleben selbst bislang noch nicht genügend zum Tragen kommen. 

Konkrete Hilfestellungen bei den genannten Herausforderungen bietet das MBT an. Gleichwohl zeigt die Erfahrung, dass es bislang schwierig ist, z.B. die klare Haltung/den Leitsatz in die Präambel der Vereine aufzunehmen. Auch ist es bislang schwierig, mit Vereinen darüber ins Gespräch zu kommen, hier wünschen sich Akteure wie das MBT mehr Offenheit und Interesse, an diesen Themen zu arbeiten.  

Überlegungen zum LAP

Im Rahmen des Lokalen Aktionsplans können Informationsveranstaltungen zum Thema Rechtsextremismus vorgehalten werden. 

Auch Trainingsansätze zur demokratischen Diskussionskultur können als Projekte über den LAP finanziert werden. Die Koordinierungsstelle hat hier eine beratende Funktion, sollte aber ein Konzept dafür entwickeln.

In Bezug auf die Aktivitäten von Sportvereinen könnte überlegt werden, mehr „Internationales“ zu ermöglichen - die Unterbringung von SpielerInnen aus anderen Ländern bspw. könnte über ein Projekt des LAP finanziert werden. 

Die Nachnutzung von erfolgreichen Konzepten wäre sinnvoll, z.B. die Projektidee „Gesicht zeigen“ scheint auch für andere Kommunen, wie z.B. für Wittstock denkbar. In diesem Rahmen sollte überlegt werden, an einer Übersicht von „Best-Practice-Projekten zu arbeiten.

Schließlich wird eine Liste von Fachleuten gewünscht, die zu bestimmten Themen/Aktivitäten referieren können, sie könnte unter Zuarbeit von Vereinen zusammengestellt werden.

Workshop 5: Interkulturelle Begegnung

in öffentlicher Verwaltung 

Input / Moderation: Frau Grunst (Gleichstellungsbeauftragte)

Beschreibung des Workshop-Themas

Begegnungen zwischen Migrant/innen und Mitarbeiter/innen von Verwaltungen bzw. öffentlicher Einrichtungen sind nicht nur im Hinblick auf eine erfolgreiche Abwicklung von Dienstleistungen oder Verwaltungsakten relevant. Die hier gemachten Erfahrungen prägen auf seiten der Migrant/innen das Bild über die Mehrheitsgesellschaft, die ihrerseits Migrant/innen zur Integration auffordert. Gleichzeitig drohen Mitarbeiter/innen der jeweiligen Einrichtungen an ihre Grenzen zu stoßen, wenn sich Kommunikationsbarrieren einstellen, Missverständnisse zu Konflikten oder sogar zum Abbruch von Interaktionen führen. Welche Ziele in bezug auf die interkulturelle Öffnung können in diesen Verwaltungsbereichen anvisiert werden? Wie kann hier unterstützend eingegriffen werden?

Arbeitsaufgaben: 

1.) Herausarbeiten von Konfliktfeldern im Kontakt mit öffentlichen Stellen aus der Perspektive von Migrant/innen.

2.) Herausarbeiten von Problemen, auf die Mitarbeiter/innen der Stellen in der Begegnung mit Migrant/innen stoßen - eruieren von Bedarfen (Fortbildungen etc.).

3.) Skizzieren von Zielen zur Entwicklung eines konfliktarmen Erfahrungsraums im öffentlichen Sektor

Dokumentation

Perspektiven auf das Thema

Der gut frequentierte Workshop litt insofern an perspektivischer Einseitigkeit, als dass trotz gezielter Einladung leider nur zwei Vertreter/innen aus dem Verwaltungsbereich am Workshop teilgenommen haben. Demgegenüber beteiligten sich einige Zugewanderte mit Migra-tionshintergrund sowie mehrere Mitarbeiter/innen von Integrationsfachdiensten und andere interessierte Personen an der Diskussion im Workshop. Dennoch gelang es, in der Diskussion die unterschiedlichen Perspektiven beider Akteursgruppen zusammen zu tragen.

A) Die Perspektive der Migrant/innen und der Integrationsfachdienste: „Wie wird Verwaltung wahrgenommen?“  

Es wurden mehrere Problembereiche angesprochen, die aus Sicht dieser Akteursgruppen als ursächlich für Konflikte bzw. Schwierigkeiten im Kontakt mit Verwaltungen erkannt wurden. Hierunter fallen zunächst Verständigungsschwierigkeiten, ausgelöst durch sprachliche Hürden aber auch kulturelle, sozialisationsbedingte Verschiedenheit, die die gegenseitige Wahrnehmung, das Verstehen beeinflussen und somit Interaktionen stören können.   

Migrant/innen nehmen Verwaltung und deren Dienste nicht als Dienstleister sondern eher als Behörden mit Vollstreckungsgewalt wahr. Sie fühlen sich mitunter mit ihren Ängsten und Problemen nicht ernst genommen. Es ist schwierig, komplizierte Anfragen, Probleme artikulieren zu können – oft scheint nicht genug Zeit, man gerät unter psychischen Druck, fühlt sich eingeschüchtert. 

Diesen Aspekten mit zu wenig Geduld und Verständnis begegnet. Migrant/innen fühlen sich darum nicht als gleichberechtigte Bürger anerkannt, was wiederum Prozesse der Selbstabwertung unterstützt. Von seiten der Zugewanderten wird mitunter gar nicht versucht, auf Verständnisschwierigkeiten hinzuweisen oder auf eine Beteiligung der Verwaltung an der Lösung ihrer Probleme zu drängen. Es kommt zu Missverständnissen oder gar Konflikten, die Kommunikation wird als frustrierend erlebt und sogar abgebrochen. Je unpersönlicher, abstrakter die Verwaltungsebene, desto größer – so die Beobachtung – diese Schwierigkeiten.

Hinzu kommen Aspekte struktureller Benachteiligung der Migrant/innen, deren individuelle Fähigkeiten vor allem aber formale Qualifikationen (Bildungsabschlüsse, Berufsausbildungen) im Einwanderungsland oft nicht anerkannt werden. Bei der Suche nach möglichen Wegen zur Anerkennung bzw. Neuqualifizierung finden sich Zugewanderte in der Verwaltungswelt nicht gut genug zurecht; die Fachdienste weisen in diesem Zusammenhang auf mangelnde Flexibilität der entsprechenden Stellen hin.

Die Beteiligten des Workshops schlussfolgerten daraus, dass eine interkulturelle Öffnung der Verwaltung, insbesondere der beratungsintensiven Stellen bislang noch nicht ausreichend stattgefunden hat. Es fehlt an Wissen aber auch an Interesse, sich mit diesen Themen intensiver auseinander zu setzen. 

B) Die Perspektive der Verwaltung: „Wie werden Migrant/innen wahrgenommen?“

Zu Beginn dieser Debatte wurde festgestellt, dass die oben benannten Probleme mit Verwaltungen nicht pauschalisiert werden sollten. Es gibt durchaus Beispiele gelungener Interaktionen, viele Mitarbeiter/innen sind sehr bemüht und investieren durchaus Zeit und Energie, auftretende Probleme für alle Beteiligten zufrieden stellend zu lösen. Musterhaft wurde der Runde Tisch Integration in Wusterhausen benannt, durch dessen Aktivitäten Familien von Migrant/innen ein besserer Zugang zum Leben in der Gemeinde und zu den Angeboten des Gemeindelebens geschaffen wurde.  

Gleichwohl werden durchaus Aspekte in der Begegnung benannt, die für Verwaltungen Probleme darstellen: Auch hier werden die sprachlichen Hürden benannt, die Kommunikation oft frustrierend macht, zumal Verwaltungshandeln in der Regel an einer effizienten Lösung von Sachfragen orientiert ist. Verwaltungen sind damit auf eine möglichst große Anpassung, auf ein „Funktionieren“ ihrer Klient/innen eingestellt bzw. erwarten diese schlicht. 

Das rein sachbezogene „Abhandeln“ von Anfragen oder auch Verschieben von Anfragen bzw. Lösungen auf andere Stellen wird auch als Ausdruck einer Überforderung bzw. dieser Frustration beschrieben, die aus den Kommunikationsbarrieren resultierenden Anforderungen nicht zufrieden stellend bewältigen zu können. Auch hier wird von Ängsten gesprochen, Abwehrhaltungen sind so häufiger ein Überspielen von Unsicherheit als bewusstes Desinteresse an der besonderen Situation der Migrant/innen.

Ein besonderer Aspekt ist die bewusste Ansprache von Migrant/innen durch Aktivitäten der Verwaltungen aber auch der Integrationsfachdiensten. Sie beschreiben auch Abgrenzungstendenzen bei den Migrant/innen. Bestimmte ethnische Gruppen sind eher offen für Angebote als andere, die sich eher verschließen, sich in ihren Communities sicher fühlen und so kaum erreicht werden können.

Folgerungen und Ansätze

Die Folgerungen aus diesen beiden Diskussionssträngen beinhalten allgemeine Ansätze zur Verbesserung der Vergemeinschaftung und spezifische Anforderungen an die interkulturelle Öffnung von Verwaltungen:

A) Allgemeine Ansätze

· Es besteht der Anspruch, Migrant/innen sehr viel stärker als bisher in das Leben der Gemeinden einzubeziehen bzw. das gemeinsame Leben intensiver zu gestalten. Dazu gehört zunächst der Abbau von Informationsblockaden. Es ist unerlässlich, in bessere Informationsflüsse zu investieren, dies gilt sowohl für die Gestaltung übergeordneter Informationsmedien als vor allem auch für die Gestaltung persönlicher Kontakte. 

· Es geht weiterhin darum, stärker zu verdeutlichen, welche Chancen Zuwanderung mit sich bringt – wirtschaftlich, kulturell, sozial.

· Begegnungen mit positivem Erinnerungsgehalt gilt es so zu gestalten, dass nicht die Unterschiede sondern die Gemeinsamkeiten – vor allem die gemeinsamen Interessen leitendes Begegnungsmotive werden. Die Ausarbeitung solcher langfristigen Strategien schließt gesellschaftliche Teilbereiche wie Wirtschaft, Freizeitangebote u.ä. ein. Begegnungen sollten demnach im Rahmen von Alltagsnormalität erlebt werden, nicht als artifiziell geschaffene Besonderheiten.

B) Spezielle Ansätze – Interkulturelle Öffnung der Verwaltung

· Eine wichtige Voraussetzung und längerfristiges Ziel ist die Verbesserung der Sprachkompetenzen – auf beiden Seiten. Zunächst geht es aber darum, Informationen besser und sicherer zur Verfügung zu stellen – Mehrsprachigkeit bei wichtigen Informationen in Verwaltungsführern, Broschüren, Formularen ist erforderlich. 

· Kulturkompetenzen sollen durch ein Mehr an Wissen über verschiedene ethnische Gruppen und Interaktionserfahrungen erhöht werden.

· In diesem Rahmen sind Fortbildungskonzepte wichtig – Schulungen und Trainings für Verwaltungsmitarbeiter/innen. (Nationalitätenbezogen – allerdings Vorsicht vor neuen Stigmatisierungen!)  

· Verwaltungsleitungen müssen in diesem Prozess voran gehen. 
· Interkulturelle Öffnung bedeutet Modifikationen im Personalentwicklungskonzept. Neben gezielten Fortbildungsangeboten sollten sich Interkulturalität auch bei Ausschreibungstexten von Stellen wieder finden: Gezielte Einstellung von Migrant/innen; in Stellenausschreibungen auf erwünschte interkulturelle Kompetenzen hinweisen bzw. dies als Einstellungsmerkmal formulieren.
· AnsprechpartnerInnen für Integrationsprobleme in den Verwaltungen sollten benannt werden.

· Kompetenzerwerb und Personalentwicklung sollten als langfristige Strategie geplant und umgesetzt werden.

· In diesem Zusammenhang wäre der Anstoß einer Leitbild-Debatte zur interkulturellen Öffnung von Verwaltungen nötig.

· Es sollte in tragfähige Netzwerke zwischen Verwaltungen, Migrant/innen(organisationen) und Migrationsfachdiensten investiert werden. (Z.B. um der Unflexibilität bei der Anerkennung von Berufsabschlüssen entgegen zu arbeiten).

· Das große Angebot der Migrationsfachdienste steht  zur Verfügung (Fortbildungen, Trainings…) – es wird bislang nicht von Verwaltungen in Anspruch genommen – auch hier sollte eine stärkere Nutzung überlegt werden.

· Schließlich wird eine Auswertung (Reflexion) der geringen Beteiligung von Verwaltungen im Nachgang der Regionalkonferenz erwogen.
